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Betr.: Vorschlag für eine VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
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Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über ein 
Schema allgemeiner Zollpräferenzen und zur Aufhebung der Verordnung 
(EU) Nr. 732/2008 des Rates 

– Ergebnis der ersten Lesung des Europäischen Parlaments 

(Straßburg, 2. bis 5. Oktober 2023) 
  

I. EINLEITUNG 

Der Ausschuss der Ständigen Vertreter hat am 6. September 2023 bestätigt, dass der Rat den 

Standpunkt des Europäischen Parlaments billigen wird, wenn das Europäische Parlament den oben 

genannten Kommissionsvorschlag ohne Änderungen annimmt. 

Die Berichterstatterin, Heidi HAUTALA, (Verts/ALE, FI) hat am 19. September 2023 im Namen 

des Ausschusses für internationalen Handel (INTA) einen Bericht vorgelegt, der darauf abzielt, den 

oben genannten Verordnungsvorschlag zu übernehmen. Es wurden keine Änderungsanträge 

eingereicht. 
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II. ABSTIMMUNG 

Das Parlament hat am 5. Oktober 2023 seinen Standpunkt in erster Lesung festgelegt und dabei den 

Kommissionsvorschlag übernommen. Dieser Standpunkt ist in der legislativen Entschließung 

enthalten. 

Folglich dürfte der Rat in der Lage sein, den Standpunkt des Europäischen Parlaments (siehe 

Anlage) zu billigen und damit die erste Lesung für beide Organe zum Abschluss zu bringen. 

Der Gesetzgebungsakt würde anschließend in der Fassung des Standpunkts des Europäischen 

Parlaments erlassen. 
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ANLAGE 

(5.10.2023) 

P9_TA(2023)0353 

Schema allgemeiner Zollpräferenzen 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 5. Oktober 2023 zu dem 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 

der Verordnung (EU) Nr. 978/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Oktober 2012 über ein Schema allgemeiner Zollpräferenzen und zur Aufhebung der 

Verordnung (EU) Nr. 732/2008 des Rates (COM(2023)0426 – C9-0226/2023 – 

2023/0252(COD)) 

 

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 

(COM(2023)0426), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 207 Absatz 2 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 

Kommission unterbreitet wurde (C9-0226/2023), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

– unter Hinweis auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 6. September 2023 

gemachte Zusage, den Standpunkt des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 

des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung, 

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für internationalen Handel (A9-0267/2023), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, 

entscheidend ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern; 

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat, der Kommission sowie 

den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 
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P9_TC1-COD(2023)0252 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 5. Oktober 2023 im 

Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2023/... des Europäischen Parlaments und des 

Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 978/2012 über ein Schema allgemeiner 

Zollpräferenzen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 207 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren1, 

                                                 
1 Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 5. Oktober 2023. 



 

 

13612/23   js/GH/pg 5 

ANLAGE GIP.INST  DE 
 

 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Seit 1971 gewährt die Union im Rahmen ihres Schemas allgemeiner Zollpräferenzen (im 

Folgenden „Schema“) Entwicklungsländern Zollpräferenzen. 

(2) Die Verordnung (EU) Nr. 978/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates2 sieht die 

Anwendung des Schemas bis zum 31. Dezember 2023 vor, mit Ausnahme der 

Sonderregelung für die am wenigsten entwickelten Länder, welche weiterhin ohne 

Ablaufdatum gilt.  

(3) Am 22. September 2021 legte die Kommission einen Vorschlag für eine Verordnung des 

Europäischen Parlaments und des Rates über ein Schema allgemeiner Zollpräferenzen und 

zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 978/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates3 (im Folgenden „die vorgeschlagene Folgeverordnung“) vor. Die vorgeschlagene 

Folgeverordnung soll am 1. Januar 2024 in Kraft treten. Das entsprechende ordentliche 

Gesetzgebungsverfahren ist jedoch noch im Gange, und es besteht die Gefahr, dass es nicht 

bis zum 31. Dezember 2023 abgeschlossen wird. Um die Kontinuität des Funktionierens 

des Schemas zu gewährleisten, ist es notwendig, die Geltungsdauer der Verordnung (EU) 

Nr. 978/2012 über den 31. Dezember 2023 hinaus bis zu dem Zeitpunkt zu verlängern, an 

dem die vorgeschlagene Folgeverordnung angenommen wird und gilt.  

                                                 
2 Verordnung (EU) Nr. 978/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Oktober 2012 über ein Schema allgemeiner Zollpräferenzen und zur Aufhebung der 

Verordnung (EU) Nr. 732/2008 des Rates (ABl. L 303 vom 31.10.2012, S. 1). 
3 COM(2021)0579. 
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(4) Die Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung (EU) Nr. 978/2012 sollte für die Zeit 

sorgen, die der Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens zur Annahme der vorgeschlagenen 

Folgeverordnung erfordert. Die Geltungsdauer der Verordnung (EU) Nr. 978/2012 sollte 

daher bis zum 31. Dezember 2027 verlängert werden. Für den Fall, dass die 

vorgeschlagene Folgeverordnung vor diesem Datum in Kraft tritt und gilt, sollte die 

Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung (EU) Nr. 978/2012 entsprechend 

verkürzt und gleichzeitig ein angemessener Übergangszeitraum vorgesehen werden. Aus 

Gründen der Rechtssicherheit und um die Kontinuität der Anwendung der Verordnung 

(EU) Nr. 978/2012 sicherzustellen, sollte die vorliegende Verordnung am Tag ihrer 

Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten und ab dem Tag 

nach ihrer Veröffentlichung oder, für den Fall, dass die Verordnung erst nach dem 

31. Dezember 2023 veröffentlicht wird, rückwirkend ab dem 1. Januar 2024 gelten — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
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Artikel 1 

In Artikel 43 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 978/2012 wird die Jahresangabe „2023“ durch 

„2027“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 

Kraft.  

Diese Verordnung gilt ab dem Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 

Union oder ab dem 1. Januar 2024, je nachdem, welcher Zeitpunkt früher liegt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu …, 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Die Präsidentin Der Präsident/Die Präsidentin 
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